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Altfallregelung

Aufenthaltsrecht fir integrierte Kinder von geduldeten Auslédndern

l. [Ersetzende landesrechtliche Regelung]

Teil I, Abschnitt L., Altfallregelung. (88 104a, 104b AufenthG), der Hinweise des
Bundesministeriums des Innern zu den.wesentlichen Anderungen durch das Gesetz zur
Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europaischen Union des
Bundesministerium des Innern vom 19. 08. 2007 (Hinweise zum
Richtlinienumsetzungsgesetz — Stand 2. 10. 2007) wird durch folgende landesrechtliche
Regelung ersetzt:

104a Zu 8 104a AufenthG — Altfallregelung

104a.0 Zielsetzung der gesetzlichen Altfallregelung
Die gesetzliche Altfallregelung zeigt geduldeten Auslandern, die sich
bereits langjahrig im Bundesgebiet aufhalten, eine dauerhafte
aufenthaltsrechtliche Perspektive auf. Ziel ist dabei eine moglichst
weitgehende Umwandlung von diesem Personenkreis erteilten Duldungen
in Aufenthaltsrechte aus humanitaren Grinden.
Auslander, die wirtschaftlich und sozial in Staat und Gesellschaft integriert
sind, werden durch die Regelung begunstigt. Ferner soll
integrationswilligen Auslandern durch die Erteilung einer befristeten
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104a.1
104a.1.1

104a.1.2

104a.1.3

104a.1.4

104a.2

Aufenthaltserlaubnis, die gemalR § 104a Abs. 4 S. 2 AufenthG zur
Ausuibung einer Erwerbstatigkeit berechtigt, die Moglichkeit eingerdumt
werden, dauerhaft auf dem Arbeitsmarkt Ful3 zu fassen.
Erteilungsgrundlagen fur die gesetzliche Altfallregelung
Aufenthaltserlaubnis auf Probe (8 104a Abs. 1 S. 1 AufenthG)

Familien und Einzelpersonen, die den Lebensunterhalt nicht sichern, wird
eine Aufenthaltserlaubnis gem. § 104a Abs. 1 S. 1 AufenthG erteilt.
Altfallregelung bei eigenstandiger

Lebensunterhaltssicherung (8§ 23 Abs. 1 S. 1i.V.m. § 104a Abs. 1S. 2
AufenthG)

Einzelpersonen und den mit ihnen in hauslicher Gemeinschaft lebenden
eigenen minderjahrigen Kinder, deren Lebensunterhalt eigenstandig durch
Erwerbstétigkeit zumindest der Einzelperson.zum jeweiligen
Entscheidungszeitpunkt gesichert ist, wird eine Aufenthaltserlaubnis gem.
8§23 Abs.1S.1i.V.m. 8§8104aAbs. 1 S. 2 AufenthG erteilt.

Altfallregelung fir volljahrige Kinder von Geduldeten (§ 23 Abs. 1 S. 1
i.V.m. § 104a Abs. 2 S. 1 AufenthG)

Volljahrigen ledigen Kindern geduldeter Auslander wird eine
Aufenthaltserlaubnis gem. 8§ 23 Abs. 1 S. 1i.V.m. 8§ 104aAbs. 2 S. 1
AufenthG erteilt.

Altfallregelung fur unbegleitete Fliichtlinge (8§ 23 Abs. 1 S. 1i.V.m. § 104a
Abs. 2 S. 2 AufenthG)

Unbegleiteten Minderjahrigen wird eine Aufenthaltserlaubnis gem. 8§ 23
Abs.1S.1iV.m. 8104aAbs. 2 S. 2 AufenthG erteilt.

Antragsverfahren

Ein Aufenthaltsrecht nach der gesetzlichen Altfallregelung wird nur auf
Antrag erteilt.

Bei potenziell,begiinstigten Personen ist auf eine Antragstellung
hinzuwirken (8§ 82 Abs. 3 AufenthG) und dieses aktenkundig zu machen.
Antrage auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach der IMK-
Bleiberechtsregelung, Uber die noch nicht abschlieRend entschieden
worden ist, sind als Antrage nach der Altfallregelung auszulegen. Auch bei
Fallen, in denen Rechtsmittelverfahren noch nicht abgeschlossen sind, ist
zu prufen, ob die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach der
gesetzlichen Altfallregelung in Betracht kommt.

Der Antrag muss bis spatestens 1. 07. 2008 gestellt werden. Diese
Antragsfrist ergibt sich grundsatzlich aus 8 104a Abs. 5 S. 4 AufenthG.
Nach dieser Vorschrift muss der Auslander spatestens bis zum 1. 07. 2008
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nachweisen, dass er die Anforderungen an die hinreichenden
Deutschkenntnisse erfullt.
Eine langere Antragsfrist gilt, wenn dem Antragsteller eine
Aufenthaltserlaubnis nach der IMK-Bleiberechtsregelung erteilt worden
war, deren Geltungsdauer abgelaufen ist und die nicht verlangert werden
kann, weil z.B. der Lebensunterhalt nicht (mehr) gesichert ist.
Asyl- und Asylfolgeantrage mussen vor Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis nach der gesetzlichen Altfallregelung
zurickgenommen bzw. entsprechende Verfahren zum Abschluss gebracht
werden. 8 10 Abs. 3 S. 2 AufenthG findet keine Anwendung.
Antrage sind zunéchst daraufhin zu prifen, ob.die flr die Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis erforderlichen Voraussetzungen erfillt sind. Wird dies
festgestellt, ist der Antragsteller entsprechend schriftlich zu unterrichten
und darauf hinzuweisen, dass die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis erst
erfolgt, wenn der Asylantrag zuriickgenommen.wurde.
Uber die Antragstellung wird dem Antragsteller eine Bescheinigung gem.
Anlage 11 zur Vorlage bei der Bundesagentur fiir Arbeit ausgehéandigt.
104a.3 Erteilungsvoraussetzungen
104a.3.1 Begunstigter Personenkreis
Voraussetzung fur die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ist, dass sich
der Ausléander am Stichtag 1. 07. 2007 seit mindestens acht bzw. sechs
Jahren geduldet, gestattet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis aus
humanitaren Grinden im Bundesgebiet aufgehalten hat. Zum Zeitpunkt
der Antragstellung missen die Voraussetzungen zur Erteilung einer
Duldung vorliegen.
104a.3.2 Voraufenthaltszeiten
Der Auslander.muss sich am 1. 07. 2007
sseit mindestens acht Jahren oder
sfalls er zusammen mit einem oder mehreren minderjahrigen
ledigen Kindern in hauslicher Gemeinschatft lebt, seit
mindestens sechs Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet
oder mit einer Aufenthaltserlaubnis aus humanitaren im
Bundesgebiet aufgehalten haben.
Ein ununterbrochener Aufenthalt ist auch dann anzunehmen, wenn der
Auslander vorubergehend im Besitz eines Aufenthaltsrechts war, welches
nicht aus humanitaren Grinden erteilt wurde. Jedoch erfolgt dann keine
Anrechnung der Zeit des Besitzes dieses Aufenthaltsrechts auf die
erforderliche Voraufenthaltszeit.

104a.3.3 Sprachkenntnisse
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Erforderlich ist der Nachweis hinreichender mundlicher Deutschkenntnisse
im Sinne der Stufe A 2 des Gemeinsamen Europaischen Referenzrahmens
fur Sprachen des Europarates. Diese Voraussetzungen liegen vor, wenn
der Auslander
«Satze und haufig gebrauchte Ausdricke verstehen kann, die
mit Bereichen von ganz unmittelbarer Bedeutung
zusammenhangen (z.B. Informationen zur Person und zur
Familie, Einkaufen, Arbeit, ndhere Umgebung),
esich in einfachen, routinemafigen Situationen verstandigen
kann, in denen es um einen einfachen und direkten
Austausch von Informationen tGber vertraute und gelaufige
Dinge geht,
*mit einfachen Mitteln die eigene Herkunft und Ausbildung,
die direkte Umgebung und Dinge.im Zusammenhang mit
unmittelbaren Bedurfnissen'beschreiben kann.
Hat der Auslander einen Integrationskurs erfolgreich absolviert oder die
Prufung Grundbaustein Deutsch” (A 2) oder das ,Zertifikat Deutsch® (B 1)
oder eine gleichwertige Sprachprufung oder einen entsprechenden
Sprachstandstest erfolgreich absolviert, oder vier Jahre eine
deutschsprachige Schule erfolgreich besucht, ist ein weiterer Nachweis
nicht erforderlich.
In den Ubrigen Fallen kénnen die Mitarbeiter der Auslanderbehérde bei
den im Rahmen der Antragstellung erfolgenden Gesprachen feststellen, ob
die erforderlichen Sprachkenntnisse vorliegen.
Im Falle der Behinderung oder Krankheit, die dauerhaft dem Erlernen der
deutschen Sprache entgegensteht, ist kein Sprachnachweis zu fordern.
DaruUber hinaus ist vom Spracherfordernis aus Altergriinden abzusehen.
Altersgrinde liegen bei allen Personen vor, die am 31. 12. 2009 das 65.
Lebensjahr vollendet haben sowie bei noch nicht schulpflichtigen Kindern.
VVom Erfordernis hinreichender Sprachkenntnisse soll bis zum 1. 07. 2008
abgesehen werden; sie missen jedoch spatestens dann nachgewiesen
werden.
104a.3.4 Schulbesuch
Der tatsachliche Schulbesuch von Kindern im schulpflichtigen Alter ist
durch Zeugnisvorlage oder eine sonstige Bescheinigung der Schule
nachzuweisen. Eine positive Schulabschlussprognose oder ein
erfolgreicher Schulbesuch werden nicht vorausgesetzt.
Entscheidungserheblich ist allein, ob ein regelmaRiger Schulbesuch der
schulpflichtigen Kinder stattfindet. Dies ist dann nicht mehr der Fall, wenn
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104a.3.5

104a.3.6

es wiederholt in beachtlichem Umfang zu unentschuldigten Fehltagen
gekommen ist. In diesen Fallen sind die Schulbehdrden zu unterrichten.
Ausreichender Wohnraum
Fur alle beglnstigten Personen muss ein ausreichender Wohnraum zur
Verfiigung stehen.
Kein vorsatzliches Tauschen der Auslanderbehdrde, kein Hinauszdgern
oder Behindern behordlicher Malinahmen zur Aufenthaltsbeendigung
Hinsichtlich der vorsatzlichen Tauschung der Ausléanderbehérde und des
vorsatzlichen Hinauszégern oder Behinderns behoérdlicher Malinahmen
zur Aufenthaltsbeendigung ist — entsprechend dem Willen des
Gesetzgebers, an das grof3ztigige Verstandnis,der IMK-
Bleiberechtsregelung vom 17. 11. 2006 anknupfen und das Problem der
Kettenduldungen l6sen zu wollen — ein grof3zlgiger Mal3stab anzulegen.
Der Zugang zu einem Bleiberecht soll den Auslandern auch nach einem
langjahrigen Aufenthalt verwehrt bleiben, die 'sich durch eine Tauschung
wissentlich und willentlich einen ungerechtfertigten Vorteil verschafft haben
oder die in vorwerfbarer Weise die Beendigung ihres Aufenthalts
verhindert, hinausgezdgert und sich damit ungerechtfertigt einen weiteren
Aufenthalt verschafft oder erzwungen haben.
Eine Tauschung in diesem Sinne liegt vor, wenn der Auslander vorsatzlich
Falschangaben tber seine Identitat — einschlief3lich Alter und
Herkunftsstaat — Uber das Bestehen einer familidren Lebensgemeinschaft
oder Uber den Besitz eines Passes macht. Jedoch ist der Ausschlussgrund
der Tauschungshandlung nicht gegeben, wenn der Auslander von sich aus
rechtzeitig frihere Falschangaben berichtigt und die Tauschung nicht zu
einem Hinauszogern oder Behindern behordlicher MaRnahmen zur
Aufenthaltsbeendigung gefiihrt hat.
Bei der Bewertung der Tauschungshandlungen ist insbesondere zu
berticksichtigen, inwieweit sie aufenthaltsrechtlich, insbesondere fir
Fragen der Aufenthaltsbeendigung eine Relevanz besitzen oder wie lange
die Tauschungshandlungen zuriickliegen.
Der Ausschlussgrund des vorsatzlichen Hinauszdgerns oder Behinderns
behdrdlicher Mal3nahmen zur Aufenthaltsbeendigung liegt beispielsweise
dann vor, wenn der Auslander

enachweislich Identitatsnachweise oder Personaldokumente

vernichtet oder unterdriickt hat, um seine Abschiebung zu

verhindern,

*im Rahmen der Passbeschaffung zu einem konkreten Termin

oder innerhalb eines bestimmten Zeitraums zur Vorsprache
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104a.3.7

bei der Vertretung eines auslandischen Staates aufgefordert

worden ist und dieser Aufforderung nicht gefolgt ist,

esich durch Untertauchen behdordlichen Mal3hahmen

entzogen hat,

«der bereits in Abschiebehaft sal3, sich beharrlich geweigert

hat, an der Durchsetzung seiner Ausreisepflicht mitzuwirken

oder sonst seine Abschiebung durch sein personliches

Verhalten verhindert hat.
Ob das Handeln des Auslanders der Erteilung einer Aufenthalterlaubnis
entgegensteht, ist abh&ngig von den Gesamtumstanden des Einzelfalles.
Das Verhalten des Auslénders muss fiir die Verzogerung oder
Verhinderung der Abschiebung allein ursachlich gewesen sein. Das
Verhalten muss von einigem Gewicht gewesen sein. Dies ist von den
Auslanderbehérden an Hand einer Gesamtbetrachtung des jeweiligen
Einzelfalles festzustellen. Dabei ist zu bericksiehtigen, dass die
Tauschung bereits langer zurtckliegt, der Auslander spéter seine zunachst
falschen Angaben korrigiert oder er sich erfolgreich um eine Integration
bemiiht hat, so dass der Vorwurfraus heutiger Sicht weniger schwer wiegt.
Gab es unabhéngig vom Verhalten des Auslanders Griinde, die einer
Abschiebung entgegenstanden, liegt kein Ausschlussgrund im oben
genannten Sinne vor.
Der Umstand, dass ein‘Auslander einer bestehenden Ausreisepflicht
freiwillig nicht nachkommt;.ist als Ausschlussgrund nicht ausreichend, da in
diesem Fall behordliche:RuckfiihrungsmalRnahmen getroffen werden
konnen. Auch ist'eine einmalige oder lediglich voribergehende
Mitwirkungsverweigerung, die keine greifbaren Auswirkungen auf die
Aufenthaltsbeendigung hat, unbeachtlich. Erforderlich ist vielmehr ein
gezielteswund nachhaltiges Unterlaufen der Aufenthaltsbeendigung.
Das Einlegen von Rechtsmitteln erfillt nicht die Voraussetzungen des
Ausschlussgrundes des vorsatzlichen Hinauszdgerns oder Behinderns
behdrdlicher Mal3nahmen zur Aufenthaltsbeendigung. Jedoch kann eine
wiederholte Asylfolgeantragstellung oder sukzessive Asylantragstellung
von Familienangehorigen einen Ausschlussgrund darstellen, wenn diese
Antragstellungen erkennbar von dem Motiv des zeitlichen Hinauszdgerns
der Aufenthaltsbeendigung getragen waren und der Vortrag eines bisher
nicht erwéhnten bzw. gepruften Schutzbedirfnisses nicht erkennbar ist.
Keine Bezuge zu extremistischen oder terroristischen Organisationen
Auslander, die Bezlige zu extremistischen oder terroristischen
Organisationen haben, sind von der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis
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ausgeschlossen. Dieser Ausschlussgrund ist bereits erfullt, wenn
tatsachliche Anhaltspunkte auf entsprechende Sicherheitsbedenken
schlie3en lassen.
Der Erlass zu Sicherheitsanfragen vor Erteilung und Verlangerung von
Aufenthaltstiteln und zur Durchflihrung von Sicherheitsbefragungen ist zu
beachten.
Das Referat 20 des Senator fur Inneres und Sport ist in diesen Féllen
generell zu unterrichten.

104a.3.8 Keine relevanten strafrechtlichen Verurteilungen
Geldstrafen von bis zu 50 Tagessatzen bleiben grundsatzlich aul3er
Betracht. Ebenfalls aufRer Betracht bleiben Geldstraten von bis zu 90
Tagessatzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder
Asylverfahrensgesetz nur von Auslandern begangen werden kdnnen.
Bei Vorliegen mehrerer Verurteilungen zu Geldstrafen sind diese zu
addieren. Die Tilgungsfristen und das Verwertungsverbot nach § 46 i.V.m.
8§ 51 Abs. 1 BZRG sind zu beachten. Vorstrafen, die vor Ablauf der
Antragsfrist getilgt wurden oder zu'tilgen sind, werden nicht berticksichtigt.
Bei anhangigen Ermittlungsverfahrenist 8 79 Abs. 2 AufenthG zu
beachten.

104a.3.9 Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen
Soweit keine Ausnahmen zugelassen wurden, sind die allgemeinen
Erteilungsvoraussetzungen gem. 88 3 und 5 AufenthG zu beachten.

104a.4 Aufenthalterlaubnis,auf Probe (8 104a Abs. 1 S. 1 AufenthG)
Auslander, die thren Lebensunterhalt noch nicht eigenstandig durch
Erwerbstétigkeit sichern, jedoch die Ubrigen Voraussetzungen des 8§ 104a
erfullen, erhalten eine Aufenthaltserlaubnis auf Probe. Sie wird nach §
104a Abs. 1 Si.1 AufenthG erteilt, gilt jedoch als Aufenthaltstitel nach
Kapitel 2 Abschnitt 5, um die Anwendbarkeit der Vorschriften dieses
Abschnitts und der Normen, die hierauf Bezug nehmen, sicherzustellen.
Eine Aufenthaltsverfestigung ist im Falle der Aufenthaltserlaubnis auf
Probe nach § 104a Abs. 1 S. 1 AufenthG ausgeschlossen, um den Anreiz
zur Arbeitsplatzsuche aufrechtzuerhalten und eine Zuwanderung in die
Sozialsysteme zu vermeiden. Sobald der Inhaber einer
Aufenthaltserlaubnis auf Probe nachweist, dass er seinen Lebensunterhalt
eigenstandig durch Erwerbstéatigkeit sichern kann, wird ihm bei Vorliegen
der weiteren Voraussetzungen eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1
S.1i.V.m. 8§ 104a Abs. 1 S. 2 AufenthG erteilt.
Die Zeiten des Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis auf Probe kénnen auf
die fUr eine Niederlassungserlaubnis bzw. Erlaubnis zum Daueraufenthalt-
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104a.5

104a.6

104a.6.1

104a.6.2

104a.7

EG erforderliche Flnfjahresfrist gem. 88 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 und 9a Abs. 2
S. 1 Nr. 1 AufenthG bzw. die Siebenjahresfrist gem. § 26 Abs. 4 AufenthG
angerechnet werden.

Ein Familiennachzug zu Personen, die eine Aufenthaltserlaubnis auf Probe
besitzen, ist gemal 8§ 29 Abs. 3 S. 3 AufenthG ausgeschlossen.
Aufenthaltserlaubnis bei eigenstandiger Sicherung des Lebensunterhalts
(823 Abs.1S.1i.V.m. 8§8104aAbs. 1S. 2 AufenthG)

Erteilt wird die Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 S. 1 AufenthG i.V.m.
§ 104a Abs. 1 S. 2 AufenthG, wenn die Betroffenen ihren Lebensunterhalt
eigenstandig durch Erwerbstatigkeit sichern (8 2 Abs. 3 AufenthG). Der
Familiennachzug richtet sich — wie stets bei Persanen mit einer
Aufenthaltserlaubnis gemanR § 23 Abs. 1 AufenthG — nach § 29 Abs. 3S. 1
AufenthG, kann also nur aus vélkerrechtlichen oder humanitaren Griinden
oder zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland
erteilt werden.

Einbeziehungsregelungen

Es ist zunachst zu prifen, ob ein Auslander die Voraussetzungen in
eigener Person erfillt.

Ehegatten und Partner einer eingetragenen Lebensgemeinschaft

Zum 1. 07. 2007 in hauslicher Gemeinschaft lebende Ehegatten oder
Partner einer eingetragenen Lebensgemeinschaft erhalten ein abgeleitetes
Aufenthaltsrecht.

Im Fall der Erteilung eines:Aufenthaltsrechts nach 8§ 23 Abs. 1 S. 1i.V.m. §
104a Abs. 1 S.[2 AufenthG ist es ausreichend, wenn die Sicherung des
Lebensunterhalts'der.in‘hduslicher Gemeinschaft lebenden Personen
insgesamt sichergestellt ist.

Minderjahrige Kinder

Zum 1.07. 2007 in hauslicher Gemeinschaft lebende minderjahrige Kinder
von Auslandern mit einer Aufenthaltserlaubnis nach der gesetzlichen
Altfallregelung erhalten ein von der Aufenthaltserlaubnis der Eltern bzw.
eines Elternteils abgeleitetes Aufenthaltsrecht.

Sie missen die Voraussetzungen zur Erteilung der Aufenthaltserlaubnis —
mit Ausnahme der eigenstandigen Erwerbstatigkeit und der
Voraufenthaltszeit — auch in eigener Person erfillen.

Aufenthaltserlaubnis fur volljahrige ledige Kinder (§ 23 Abs. 1 S. 1i.V.m. §
104a Abs. 2 S. 1 AufenthG

Dem volljahrigen ledigen Kind eines Auslanders, der die nach § 104a Abs.
1 S. 1 AufenthG erforderlichen Voraufenthaltszeiten erfullt, kann im
Ermessenswege eine eigenstandige Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1
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S. 1 AufenthG erteilt werden und zwar unabhangig von der Dauer des
Aufenthalts. Voraussetzung ist auch nicht, dass der junge Erwachsene mit
dem Auslander in hauslicher Gemeinschatt lebt.
Die jungen Erwachsenen missen bei der Einreise minderjahrig gewesen
bzw. im Bundesgebiet geboren sein. Die Volljahrigkeit muss spatestens
zum Ablauf der Antragsfrist am 1. 07. 2008 gegeben sein. AuRerdem
mussen die Voraussetzungen des 8 104a Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 bis 6 AufenthG
erfullt sein.
Im Rahmen der zu treffenden Integrationsprognose ist eine wertende
Betrachtung der Umstande des Einzelfalles vorzunehmen. Entscheidend
ist, ob aufgrund des bisherigen Verhaltens, der Einpragung in die hiesigen
Lebensverhéltnisse und insbesondere der schulischen und beruflichen
Bildung und Ausbildung oder der bisherigen Teilnahme am Erwerbsleben
eine erfolgreiche Integration wahrscheinlich ist.
Mangels ausdricklichen Ausschlusses gelten die allgemeinen
Erteilungsvoraussetzungen des 8§ 5 AufenthG, es muss also insbesondere
die Sicherung des Lebensunterhalts nachgewiesen sein. Nach § 5 Abs. 3
AufenthG kann hiervon abgesehen werden, wobei § 104a Abs. 6 Nr. 1 bis
3 AufenthG in diesem Zusammenhang Anhaltspunkte fur die
Ermessensausibung bietet.
Es ist auch zu prifen, ob junge Erwachsene die Voraussetzungen der
Aufenthaltserlaubnis auf Probe (§ 104a Abs. 1 S. 1 AufenthG) in eigener
Person erfillen.

104a.8 Aufenthaltserlaubnis furunbegleitete Minderjahrige (§ 23 Abs. 1 S. 1i.V.m.
§ 104a Abs. 2 S. 2 AufenthG)
8§ 104a AufenthG .gewahrt minderjahrigen oder erwachsenen Ausléndern,
die als unbegleitete Minderjahrige ins Bundesgebiet eingereist sind, ein
Aufenthaltsrecht, wenn sie sich am Stichtag seit mindestens sechs Jahren
als unbegleitete Minderjahrige dort aufgehalten haben und eine positive
Integrationsprognose vorliegt.
Bezuglich der zu treffenden Integrationsprognose und der
vorubergehenden Hinnahme von Sozialleistungsbezug wird auf Ziff.
104a.7 verwiesen.

104a.9 Ausschluss bei Straftaten von Familienangehorigen (8 104a Abs. 3
AufenthG)
§ 104a Abs. 3 S. 1 AufenthG sieht in Anlehnung an den IMK-Beschluss
vom 17. 11. 2006 vor, dass die Begehung von Straftaten nach § 104a Abs.
1 Nr. 6 AufenthG durch einen Auslander die Versagung der
Aufenthaltserlaubnis auch fur die mit ihm in hauslicher Gemeinschaft
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lebenden Familienmitglieder zur Folge hat. Fur minderjéhrige Kinder,
deren Eltern straffallig geworden sind, entspricht dies dem Grundsatz,
dass das minderjahrige Kind das aufenthaltsrechtliche Schicksal der Eltern
teilt. Hinzu kommt, dass auf Grund der hauslichen Gemeinschatft ein
negativer Einfluss auf die tbrigen Familienmitglieder nicht auszuschlie3en
ist. Dies gilt auch fur das Verhaltnis von Geschwistern untereinander. Fur
die Falle, in denen Kinder eine Straftat begangen haben, ist der
Ausschluss der Eltern im Hinblick auf ihre Aufsicht- und Erziehungspflicht
gerechtfertigt. Bei lebenspartnerschaftlichen Gemeinschaften und
ehedhnlichen Lebensgemeinschaften sind die in § 104a Abs. 1 Nr. 6
AufenthG genannten Straftaten des Partners im Rahmen der Soll-
Regelung des § 104a Abs. 1 S. 1 AufenthG regelmafig.zu bertcksichtigen.
§ 104a Abs. 3 S. 2 AufenthG enthélt eine Ausnahmeregelung fur den
Ehegatten des Auslanders; fir seine Kinder kommt.eine
Aufenthaltserlaubnis nach § 104b AufenthG in Betracht. Eine besondere
Harte i.S. des § 104a Abs. 3 S. 2 AufenthG wird regelmaf3ig nur auf Grund
von Umstanden vorliegen, die auch ein dauerhaftes Abschiebungsverbot
begriinden. Allein die Aufenthaltsdauer etwa kann eine solche Harte nicht
begriinden, weil insoweit keine Besonderheit gegeniiber anderen
Adressaten der gesetzlichen-/Altfallregelung besteht.
Auf die Vorschriften des Familiennachzuges kann sich der straffallig
gewordene Familienangehérige nicht oder nur unter den Voraussetzungen
des 8§ 29 Abs. 3 S. 1 AufenthG sowie der allgemeinen
Erteilungsvoraussetzungen berufen. Bei der Ermessensausibung, etwa im
Rahmen des § 5 Abs. 3 AufenthG, ist darauf zu achten, dass hinsichtlich
des straffallig gewordenen Familienangehdrigen die Wertung des 8§ 104a
Abs. 3 AufenthG nicht unterlaufen wird.

104a.10 Integrationsvereinbarung
Die Aufenthaltserlaubnis kann unter der Bedingung erteilt werden, dass
der Auslander an einem Integrationsgespréach teilnimmt oder eine
Integrationsvereinbarung abgeschlossen wird. Den Auslanderbehdrden
wird mit dieser Bestimmung die Mdglichkeit der individuellen Beratung
sowie der Beobachtung der Integrationsfortschritte gegeben. Ob von
diesen Moglichkeiten Gebrauch gemacht wird, ist abhangig von den
Umstanden des Einzelfalles. Die Maflinahmen sollten in enger Kooperation
mit den Migrationsberatungsstellen durchgefuhrt werden.
Wurde eine Integrationsvereinbarung abgeschlossen, ist eine
Verlangerung der Aufenthaltserlaubnis von der Erfullung der
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104a.11

104a.12

104a.13

104a.14

eingegangenen Integrationsverpflichtung abhangig. Der Auslander ist
hierauf aktenkundig hinzuweisen.

Erwerbstatigkeit

Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 104a bzw. 8 23 Abs. 1 S. 1i.V.m. 8§ 104a
AufenthG berechtigt nach Absatz 4 Satz 1 kraft Gesetzes zur Austibung
einer Erwerbstatigkeit i.S.d. 8§ 2 Abs. 2 AufenthG, d.h. einer selbstandigen
oder einer unselbstandigen Beschaftigung. Es besteht ein unbeschrankter
Arbeitsmarktzugang. Eine Beteiligung der Arbeitsverwaltung findet nicht
statt.

Die potenziell beglnstigten Personen kdnnen bereits Leistungen der
Arbeitsverwaltung nach dem SGB Il in Anspruch nehmen. Ihnen ist zur
Vorlage bei der Arbeitsagentur bzw. den fiir sie zustandigen Tragern der
Grundsicherung nach dem SGB Il die als Anlage 12 beigefligte
Bescheinigung auszuhéndigen.

Wohnsitzbeschrankende Auflage

Die Aufenthaltserlaubnis nach § 104a Abs.\1 S. 1 AufenthG ist mit einer
wohnsitzbeschrankenden Auflage zu versehen, soweit und solange der
Auslander Leistungen nach dem SGB Il oder SGB Xl oder dem
Asylbewerberleistungsgesetz bezieht. Die wohnsitzbeschréankende Auflage
ist aufzuheben, wenn der Auslander nachweist, dass er an einem anderen
Ort erwerbstatig sein wird.

Der Erlass zur Wohnsitzauflage und Umverteilung ist zu beachten.
Ausschluss der Fiktionswirkung nach § 81 Abs. 4 AufenthG (8 104a Abs. 5
S. 5 AufenthG)

Nach § 104a Abs. 5'S. 5 AufenthG ist die Fiktionswirkung des § 81 Abs. 4
AufenthG ausgesehlossen. Die Regelung gilt fir alle aufgrund von § 104a
AufenthG erteilten und verlangerten Aufenthaltserlaubnisse. Durch diese
Regelung wird verhindert, dass sich ein sich auf die gesetzliche
Altfallregelung berufender Auslander allein durch Stellen eines
Verlangerungsantrags der Aufenthaltsbeendigung entziehen kann.
Verlangerung der nach § 104a Abs. 1 AufenthG erteilten
Aufenthaltserlaubnis (§ 104a Abs. 5 und 6 AufenthG)

8§ 104a Abs. 5 AufenthG enthalt zun&chst die Festlegung, dass die
Aufenthaltstitel nach den Absatzen 1 und 2 mit einer Gultigkeit bis zum 31.
12. 2009 erteilt werden. In den Fallen, in denen der Auslander bei Erteilung
der Aufenthaltserlaubnis nach Mal3gabe des Absatzes 1 nicht Gber
hinreichende mundliche deutsche Sprachkenntnisse im Sinne der Stufe A
2 des GER verfugt, wird die Aufenthaltserlaubnis lediglich bis zum 1. 07.
2008 erteilt. Weist der Auslander zum Zeitpunkt der erforderlichen
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Verlangerung dieser so befristeten Aufenthaltserlaubnis die erforderlichen
Sprachkenntnisse nach, wird die Aufenthaltserlaubnis unter den
Voraussetzungen des Absatzes 1 mit einer Befristung bis zum 31. 12.
2009 verlangert.

Im Gegensatz zu § 104a Abs. 1 AufenthG, wonach bei Erteilung der
Aufenthaltserlaubnis auf die Erfillung der Voraussetzung nach § 5 Abs. 1
Nr. 1 AufenthG abzusehen ist, wird fur die Verlangerung der
Aufenthaltserlaubnis bzw. Erteilung Uber den 31. 12. 2009 hinaus
vorausgesetzt, dass im zurlckliegenden Zeitraum des Besitzes der
Aufenthaltserlaubnis der Lebensunterhalt tberwiegend eigenstandig durch
Erwerbstétigkeit gesichert war.

Voraussetzung fur eine Verlangerung ist, dass der Lebensunterhalt
entweder

vom 1. 07. 2007 bis zum 31. 12. 2009 zeitlich Uberwiegend, d.h. wahrend
des 30monatigen Zeitraumes mindestens,15/Monate und einen Tag,
vollstandig gesichert war. Dabei kommt es weder darauf an, dass der
Lebensunterhalt ununterbrochen noch am Verlangerungsstichtag 31. 12.
2009 selbst gesichert war

oder

am 31. 12. 2009 mindestensiseit dem 1. 04. 2009 ununterbrochen
vollstandig gesichert war. Hier.ist die Sicherung des Lebensunterhalts am
Verlangerungsstichtag 31.12. 2009 unabdingbar.

Offentliche Leistungen, die auf Beitragsleistungen beruhen, wie z.B.
Leistungen aus'der. Kranken- oder Rentenversicherung und das
Arbeitslosengeld I werden nicht angerechnet. Dagegen sind Leistungen
nach SGB Il oder SGBXII sowie das Wohngeld keine auf einer
Beitragsleistung beruhenden 6ffentlichen Mittel und werden als 6ffentliche
Leistungen angerechnet. Unerheblich ist zun&chst, ob tber den gesamten
Zeitraum zusatzlich zum Einkommen aus Erwerbstatigkeit 6ffentliche Mittel
bezogen, oder ob wegen zeitweiliger Arbeitslosigkeit nicht auf
Beitragsleistungen beruhende 6ffentliche Mittel in Anspruch genommen
wurden. Hat der Auslander in dem zu betrachtenden Zeitraum den
Lebensunterhalt Gberwiegend eigenstandig durch Erwerbstatigkeit
gesichert und ist er am 31. 12. 2009 nicht erwerbstatig, so ist eine
Prognoseentscheidung unter Berlcksichtigung der beruflichen
Qualifikation, der bisherigen Beschéaftigungen und einer gegebenenfalls
eingegangenen Eingliederungsvereinbarung nach SGB Il zu treffen.

Die Annahme, dass flur die Zukunft der Lebensunterhalt Giberwiegend
gesichert sein wird, kann auch dann gerechtfertigt sein, wenn der der

Seite 12 von 17



104a.14.1

104a.14.1.1

104a.14.1.2

Erwerbstatigkeit zugrunde liegende Arbeitsvertrag lediglich eine fur den
Abschluss vergleichbarer Arbeitsvertrage tbliche Befristung des
Arbeitsverhaltnisses beinhaltet.

Liegen die Voraussetzungen fur die Verlangerung nach § 104a Abs. 5
AufenthG — ggf. i.V.m. 8 104a Abs. 6 AufenthG — vor, soll die
Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 S. 1 AufenthG um zwei Jahre
verlangert werden.

Ausnahmen bei der Verlangerung der Aufenthaltserlaubnis zur Vermeidung
von Hartefallen (8 104a Abs. 6 AufenthG)

Mit 8 104a Abs. 6 AufenthG werden Ausnahmen festgelegt, in denen die
Aufenthaltserlaubnis zur Vermeidung von Hartefallen auch dann verlangert
werden kann, wenn der Lebensunterhalt nicht, wie in 8 104a Abs. 5
AufenthG gefordert, eigenstandig durch Erwerbstatigkeit gesichert wird.
Jugendliche oder junge Erwachsene, die sich in'Ausbildung oder
Berufsvorbereitung befinden

In Nummer 1 werden Ausnahmen fiir Jugendliche oder junge Erwachsene
geschaffen, die sich in Ausbildung oder Berufsvorbereitung befinden. Sie
sollen ihre individuellen Bildungsehancen nutzen kénnen, um ihre weitere
Integration in Deutschland zu ermdglichen. Unter beruflicher Ausbildung
werden Ausbildungsgange erfasst, die zu einem beruflichen Abschluss
fuhren. Hierunter fallen zum einen staatlich anerkannte Ausbildungsberufe,
wenn die Ausbildung betrieblich oder auRerbetrieblich durchgefihrt und ein
daflr vorgeschriebener Ausbildungsvertrag abgeschlossen wird. Zum
anderen werden darunter die auRerhalb des dualen Ausbildungssystems
an Berufsfachschulen und anderen Schulformen durchzufihrenden voll
qualifizierenden Berufsausbildungen verstanden, die mit einem beruflichen
Abschluss enden. Staatlich geférderte Ma3hahmen der
Berufsausbildungsvorbereitung zielen nach SGB 11l und dem
Berufsbildungsgesetz darauf ab, lernbeeintréachtigten und sozial
benachteiligten Jugendlichen Ausbildungsreife zu vermitteln. Hierunter
fallen auch das Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) oder
Berufsgrundbildungsjahr (BGJ) sowie die betriebliche
Einstiegsqualifizierung nach der Richtlinie zur Durchfihrung des
Sonderprogramms Einstiegsqualifizierung Jugendlicher (EQJ-Programm).
Familien mit Kindern, die nur vortibergehend auf erganzende
Sozialleistungen angewiesen sind

Mit Nummer 2 werden Ausnahmen in den Fallen zugelassen, in denen die
Familien mit Kindern nur vortibergehend auf ergdnzende Sozialleistungen
angewiesen sind. Der Begriff ,Kinder* bezieht sich dabei nicht nur auf

Seite 13 von 17



minderjahrige Kinder, sondern auf alle Kinder der Familie, fur die die Eltern
zur Leistung von Unterhalt verpflichtet sind und tats&chlich einen Beitrag
leisten. Der Bezug der ,erganzenden Sozialleistungen® muss sich dartber
hinaus in den Kindern begrinden, das bedeutet, dass die eigenen
Einkunfte aus Erwerbstéatigkeit zwar zur Bestreitung des Lebensunterhalts
der Eltern ausreichen wirden, nicht jedoch vollstandig zur Deckung des
Lebensunterhalts der Kinder geniigen. Ebenso ist auch der Begriff
,vorubergehend* im Zusammenhang mit der Voraussetzung von Kindern in
der Familie zu sehen. Insofern bertcksichtigt diese Ausnahme, dass durch
Kinder in der Familie die vollstandige eigenstandige Sicherung des
Lebensunterhalts erschwert sein kann, dies gilt insbesondere bei Kindern
im Vorschulalter. Es kann damit keine feste zeitliche Grenze festgelegt
werden, die den Begriff ,voribergehend” definiert Es. missen jedoch
berechtigte Anhaltspunkte daftir gegeben sein, dass der Bezug
erganzender Sozialleistungen nicht dauerhaft erfolgen wird.

104a.14.1.3 Alleinerziehende mit Kindern
Nach Nummer 3 kommen Ausnahmen fir Alleinerziehende mit einem oder
mehreren Kindern in Betracht,die vortbergehend auf Sozialleistungen
angewiesen sind, weil ihnen die Austibung einer Erwerbstatigkeit nicht
zumutbar ist, wenn diese diesErziehung des oder der Kinder gefahrden
wurde. Die Erziehung eines Kindes, das das dritte Lebensjahr vollendet
hat, ist nach 8 10 Abs. ’'Nr»3 SGB 1l in der Regel nicht gefahrdet, soweit
seine Betreuung in einerTageseinrichtung oder in Tagespflege im Sinne
der Vorschriften des SGB VIl oder auf sonstige Weise sichergestellt ist.

104a.14.1.4 Erwerbsunféhige Personen
Nummer 4 erfasst die Auslander, die vor Erreichen der Altergrenze von 65
Jahren auf Grund von Erwerbsunfahigkeit eine eigenstandige
Lebensunterhaltssicherung aus eigener Erwerbstatigkeit nicht erbringen
kénnen. Voraussetzung ist jedoch, dass der Lebensunterhalt einschlief3lich
einer erforderlichen Betreuung und Pflege in sonstiger Weise ohne
Leistungen der 6ffentlichen Hand dauerhaft gesichert ist. Leistungen, die
auf Beitragszahlungen beruhen, bleiben aul3er Betracht.

104a.14.1.5 Personen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben
Die Anwendung der Ausnahme von Nummer 5 kommt nur unter den
kumulativ genannten Voraussetzungen in Betracht. Mal3geblich ist das
Lebensalter, das der Auslander zum Zeitpunkt der am 1. 01. 2010
anstehenden Verlangerung der Aufenthaltserlaubnis erreicht hat. Damit
werden auch die Auslander erfasst, die zum Zeitpunkt der Erteilung der
Aufenthaltserlaubnis nach § 104a Abs. 1 AufenthG noch nicht das 65.
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Lebensjahr vollendet haben, dieses aber im Verlauf der Geltungsdauer der
ersten Aufenthaltserlaubnis vollenden werden. Zum Zeitpunkt der
Verlangerung muss der Ausléander Kinder oder Enkel in Deutschland
haben, die Uber einen dauerhaften Aufenthalt in Deutschland verfiigen. Es
ist nicht erforderlich, dass diese im Besitz einer Niederlassungserlaubnis
sind, es reicht aus, wenn die Aufenthaltserlaubnis des Kindes oder Enkels
eine Aufenthaltsverfestigung ermdglicht. Dies ist insbesondere dann
jedoch nicht gegeben, wenn die Verlangerung der Aufenthaltserlaubnis
des Kindes oder des Enkels nach § 8 Abs. 2 AufenthG ausgeschlossen
wurde.
Fur den Personenkreis der Ausléander, die die genannte Altersgrenze
erreicht haben, dirfen keine Sozialleistungen inAnspruch genommen
werden. Dies gilt sowohl fir Leistungen zum Lebensunterhalt als auch fur
Leistungen fir die Versorgung im Krankheitsfalle.und bei
Pflegebedurftigkeit. Sofern der Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln
(z.B. Altersrente) gesichert ist, kann von einer Sicherung des
Lebensunterhaltes ausgegangen werden, wenn sichergestellt ist, dass
unterhaltsverpflichtete Familienangeh@rige auch in die
Unterhaltsverpflichtung genommen werden kdénnen.

104b Zu 8 104b AufenthG — Aufenthaltsrecht fur integrierte Kinder von
geduldeten Auslandern

104b.1 Erteilungsgrundlage
Ledigen 14- bis 17-jahrigen Kindern, deren Eltern die Voraussetzungen fur
die Erteilung oder Verlangerung einer Aufenthalterlaubnis nach der
gesetzlichen Altfallregelung nicht erfillen, wird eine Aufenthaltserlaubnis
gem. 8§ 23 Abs. L.S. 11.V.m. 8§ 104b AufenthG erteilt (elternunabhangiges
Aufenthaltsrecht).

104b.2 Antragsverfahren
Die in Ziffer 104a.2 getroffenen Regelungen sind entsprechend
anzuwenden.

104b.3 Aufenthaltserlaubnis fur integrierte Kinder von geduldeten Ausléndern (8
104b AufenthG)
Der neue 8§ 104b AufenthG sieht im Falle der Ausreise der Eltern ein
eigenstandiges Aufenthaltsrecht fur integrierte Kinder im Alter zwischen 14
und 17 Jahren vor, die sich am Stichtag 1. 07. 2007 seit sechs Jahren in
Deutschland aufgehalten und das 14. Lebensjahr vollendet haben, wenn
ihren Eltern eine Aufenthaltserlaubnis nach 8§ 104a AufenthG nicht erteilt
oder verlangert wurde.
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Dies kommt insbesondere in Betracht, wenn die Eltern die
Auslanderbehdrde vorsatzlich Uber aufenthaltsrechtlich relevante
Umstande getauscht oder Straftaten begangen haben, § 104a Abs. 1 S. 1
Nr. 4 und 6 AufenthG.
Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von 8 5 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2
sowie 8 10 Abs. 3 S. 1 AufenthG erteilt werden.
Sonstige besondere Erteilungsvoraussetzungen sind in 8 104b Nr. 1 bis 5
AufenthG geregelt. Wann die deutsche Sprache beherrscht wird, ist
entsprechend der Definition der Stufe C1 des Gemeinsamen Europaischen
Referenzrahmens fur Sprachen (GER) zu bestimmen. Dazu gehoért, dass
ein Kind sich altersangemessen flieRend mundlich und schriftlich
ausdriicken kann, dass es auch in einem Gesprach tber komplexere
Sachverhalte nicht mehrfach erkennbar nach Worten,suchen muss und
derartige Sachverhalte auch strukturiert aufschreiben kann. Der Nachweis
kann im Rahmen eines kurzen Gesprachs oder anhand von Schulnoten im
Deutschunterricht erfolgen.
Im Rahmen der erforderlichen Integrationsprognose ist eine wertende
Betrachtung aller Umsténde des Einzelfalls vorzunehmen, die in
Abhéngigkeit vom Alter des minderjahrigen Kindes besonders sorgfaltig zu
treffen ist. Zu berlcksichtigen sind insbesondere die Aufenthaltsdauer, das
Alter, das bisherige Verhalten;.die personliche Reife, die Einpragung in die
hiesigen Lebensverhéltnisse, die schulische und berufliche Bildung sowie
die voraussichtliche Erreichung der Ausbildungsziele. Da die Trennung des
minderjahrigen/Kindes.von seinen sich im Ausland aufhaltenden Eltern
einen gravierenden Einschnitt in die Lebensfiihrung darstellt, ist besonders
darauf zu achten, ob der weitere Aufenthalt im Bundesgebiet im Interesse
des Kindeswohls liegt.
Die Personensaorge des Kindes ist sichergestellt, wenn ein Vormund fir
das Kind bestellt und eine angemessene und dauerhafte Unterbringung
und Pflege gewahrleistet ist.

104b.4 Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen
Soweit keine Ausnahmen zugelassen wurden, sind die allgemeinen
Erteilungsvoraussetzungen gem. 88 3 und 5 AufenthG zu beachten.

II. Anordnung nach § 23 Abs. 1 AufenthG

Die fur die Erteilung der Aufenthaltserlaubnisse nach 8 23 Abs. 1 S. 1 AufenthG
vorausgesetzten Anordnungen erfolgen hiermit nach den in I. genannten Maf3gaben.

Il. Statistik
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LFur die Statistik ist der Vordruck gem. Anlage 23 zu verwenden. 2Die Daten sind dem
Senator fur Inneres und Sport quartalsweise bis zum 5. Tag des Folgemonats zu
ubermitteln.

IV. Inkrafttreten und Befristung

IDieser Erlass tritt nach Veroffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt der Erlass e07-12-04
auRer Kraft. 3Dieser Erlass wird befristet auf den 30. Januar 2013.

FufB3noten

1) Hier nicht wiedergegeben.
2) Hier nicht wiedergegeben.

3) Hier nicht wiedergegeben.

Seite 17 von 17



	§§ 104a, 104b AufenthG
	Verwaltungsvorschrift des Senators für Inneres und Sport vom 30. Januar 2008 - e08-01-01 §§ 104a und 104b AufenthG
	Fußnoten



